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zu Top 2 (  Reformprozess abwarten –Personalbestand im Fachbereich Europa )  

Beschluss:

1. Der vorhandene Personalbestand des Fachbereichs Europa wird 

dauerhaft gesichert, die im Vortrag unter 2.3 dargestellten zusätzlichen 

Stundenkontingente werden eingerichtet sowie die im Vortrag unter 2.4 

genannten Stellen entfristet, die im Vortrag genannten Dienstkräfte 

erhalten unbefristete Arbeitsverträge.

2. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft wird beauftragt, die Entfristung 

bzw. die Einrichtung der dauerhaften zusätzlichen Stundenkontingente 

sowie deren Besetzung beim Personal- und Organisationsreferat zu 

veranlassen.

3. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft wird beauftragt, zusätzlich für die 

stadtweite Koordinierung der Europaarbeit, sowie für die europäische 

und internationale Netzwerkarbeit, die Einrichtung einer zusätzlichen 

Stelle mit 1 VZÄ in der Einwertung A14 dauerhaft beim Personal- und 

Organisationsreferat zu veranlassen und beauftragen.

4. Die notwendigen zentralen Finanzmittel sowohl für die Entfristung als 

auch für die Neuschaffung der Stellen werden außerhalb des 

Eckdatenbeschlusses 2021 und des Sicherheitspaketes Haushalt 

genehmigt. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft wir daher beauftragt, 

die für 2021 benötigten Mittel für die Personalkosten i. H. v. 188.055 € 

und ab 2022ff i. H. v. 310.312 € sowie die benötigten Mittel für die 

Sachkosten i. H. v. 2.400 € in 2021 und ab 2022ff i. H. v. 3.600 € im 

Rahmen der jeweiligen Haushaltsplanungen bei der Stadtkämmerei für 

das Produkt 44111280 Europa dauerhaft zentral finanziert anzumelden.

5. Der Antrag Nr. 20-26 / A 00473 von der SPD / Volt – Fraktion, Fraktion Die 

Grünen – Rosa Liste vom 01.10.2020 ist hiermit geschäftsordnungsgemäß 
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erledigt. 

6. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Die endgültige Beschlussfassung erfolgt in der Vollversammlung des Stadtrats.


